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Energiearmut verhindern, hohe Nebenkosten abfedern 

 

Der herrschende Krieg in der Ukraine hat nicht nur humanitäres Leid vor Ort zur Folge, sondern 

lässt weltweit die Preise für Energierohstoffe in die Höhe schnellen. Für Mieterinnen und Mieter 

zeichnet sich deshalb spätestens per kommender Abrechnungsperiode eine spürbare Erhöhung 

der Heiz- und Nebenkosten ab. 

 

Der Umfang dieser Preissteigerung ist erst schwer abschätzbar und zudem von den jeweiligen 

Heizsystemen abhängig. Der Mieterinnen- und Mieterverband Schweiz geht aber von jährlich bis 

zu 1’200 Franken pro Haushalt aus. Diese Berechnung stützt sich auf das Beispiel einer schlecht 

isolierten Vierzimmerwohnung, wo der Heizölverbrauch bei rund 2’000 Litern pro Jahr liegt, und ei-

ner Verdoppelung des Heizölpreises von 60 auf 120 Franken pro 100 Liter. Auch der Bundesrat hat 

diesbezüglich eine Arbeitsgruppe eingesetzt und mit den Kantonen entsprechende Gespräche ge-

führt. Gemäss Bundesrätin Simonetta Sommaruga werde die Entwicklung beobachtet, um zu klä-

ren, ob es Unterstützung bei der Abfederung von Härtefällen brauche. 

 

Ein solcher Kostensprung kann für Menschen mit beschränkten finanziellen Mitteln eine kurzfristige 

finanzielle Not bedeuten, für einen Umstand, für den sie nichts können. Diese Menschen gilt es vor 

Energiearmut zu schützen. Deshalb schlägt der Mieterinnen- und Mieterverband eine Energiezu-

lage von 200 bis 400 Franken pro Person über das existierende System der kantonalen Prämien-

verbilligungen vor. Damit würde der unterste Einkommensbereich der Bevölkerung – grossmehr-

heitlich Mieterinnen und Mieter – bei den Heizkosten entlastet. 

 

Der Stadtrat wird deshalb gebeten, dieses Kostenwachstum abzufedern und Massnahmen zu prü-

fen, um Betroffene anteilsmässig bei ihren erhöhten Heiz- und Nebenkosten zu unterstützen. Ein 

analoges System ist für Gewerbetreibende denkbar, welche über eine Geschäftsmiete ebenfalls 

von steigenden Energiepreisen betroffen sind. Diese Massnahmen sollen dabei nicht dem Anreiz 

entgegenwirken, weiter Energie zu sparen. Vielmehr könnten bei dieser Gelegenheit entspre-

chende Informationen adressatengerecht vermittelt werden. 
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